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bleibt sowohl für den Staat als auch für die Partei eine grund­
legende These. Die Information der Bevölkerung ist ein wich­
tiges politisches Prinzip des Sozialismus. Am Inhalt und am 
Charakter der Information, die die Bevölkerung erhält, kann 
das Wesen der Beziehungen zwischen der Gesellschaft und 
dem Staat beurteilt werden. Bekanntlich hat W. I. Lenin wie­
derholt die reaktionäre Auffassung kritisiert, „daß die rus­
sischen Bürger die Absichten der Regierung nicht kennen dür­
fen“.!* 5 Es ist bezeichnend, daß er schon am zweiten Tag nach 
dem Sieg der Großen Sozialistischen Oktoberrevolution feier­
lich verkündete: „Mag Jedermann erfahren, was seine Regie­
rung denkt... Wir wollen, daß die Regierung stets unter der 
Kontrolle der öffentlichen Meinung ihres Landes steht.“16

Solche sich entwickelnden qualitativen Faktoren wie das 
Wachstum des Bildungs- und Kulturniveaus der Bevölkerung 
und der moralischen Wertungen der politischen und Rechts­
verhältnisse, das Trachten nach gesellschaftlicher Selbster­
kenntnis, die Verstärkung des kritischen Aspekts der öffent­
lichen Meinung, die Dimensionen und das Tempo der dyna­
mischen Entwicklung der gesellschaftlichen Prozesse sowie der 
technische Fortschritt der Massenmedien, die unter den Be­
dingungen des entwickelten Sozialismus wirken, machen 
eine neue Struktur der Informationspolitik notwendig. Gleich­
zeitig heißt es in dem Beschluß des Zentralkomitees der 
KPdSU „Uber die weitere Verbesserung der ideologischen 
und politisch-erzieherischen Arbeit“ vom 26. April 1979, daß 
es dabei auch noch ungelöste Aufgaben gibt. In dem Beschluß 
wird betont, daß es in der Informationsarbeit „noch eine 
ganze Reihe — zudem sehr wesentliche — Schwächen und 
Mängel gibt“ und daß „die Qualität dieser Arbeit bei weitem 
nicht immer dem gewachsenen Bildungs- und Kulturniveau, 
den Bedürfnissen der sowjetischen Menschen entspricht, daß 
sie der Dynamik der sozialökonomischen Prozesse und des 
geistigen Lebens der heutigen sowjetischen Gesellschaft un­
genügend Rechnung trägt“.17 Mit einem Wort, es handelt sich 
um das gewachsene gesellschaftliche politisch-rechtliche Be­
wußtsein des Volkes, um die Verstärkung des kritischen As­
pekts der Wahrnehmung der sozialpolitischen und sozialöko­
nomischen Prozesse, wenn die Wahrnehmung das Verhältnis 
zwischen „dem, was ist" und dem, was vom Verfassungs­
standpunkt aus „sein muß“, in sich birgt.

Ganz allgemein kann man sagen, daß die Informations­
politik immer mehr den gewachsenen Kommunikationsmög­
lichkeiten am Ende des 20. Jahrhunderts entsprechen muß, 
die den Zugang der Massen zu den politischen und staatlich­
rechtlichen Informationen eröffnen und erleichtern. Dabei 
genügt es nicht, den Werktätigen die Fakten mitzuteilen, z. B. 
die Annahme eines Beschlusses. Umfragen ergeben, daß die 
Bürger das Bedürfnis nach Information über die Motive und 
Ursachen des Erlasses, der Abänderung und Aufhebung von 
Gesetzgebungs- und anderen Regierungsakten haben. Und 
je besser die Information begründet ist, desto größer ist ihr 
demokratischer Wert Der sozialistische Staat hat bei der Aus­
übung der Tätigkeit auf dem Gebiet der Gesetzgebung, der 
Leitung und des Rechtsschutzes weitgehend solche gesell­
schaftlich bedeutsamen Informationsorgane wie Presse, Rund­
funk und Fernsehen zu nutzen, die auf Grund ihrer Aufgaben 
und Funktionen zum ideologischen Mechanismus der Aus­
übung der Staatsmacht, der Erarbeitung und Realisierung des 
politischen Kurses von Partei und Staat gehören.18

W. I. Lenin war der Auffassung, daß „die Presse ... Mittel­
punkt und Grundlage der politischen Organisation“ ist19, da 
die öffentliche Meinung selbst im politischen Kontext wir­
ken muß. L. I. Breshnew sagte auf dem XXVI. Parteitag, daß 
„unsere Massenmedien stets eine echte Tribüne für den 
Standpunkt der Partei und die öffentliche Meinung des gan­
zen Volkes sind“. Auf dem Parteitag wurde auch hervorge­
hoben, daß die öffentliche Meinung noch zu wenig erforscht 
wird.20

Die Untersuchung und wissenschaftliche Analyse der öf­
fentlichen Meinung sind durch die Erfordernisse des ratio­
nellen und demokratischen Funktionierens des gesamten po­
litischen Systems, des staatlich-rechtlichen Mechanismus ob­
jektiv bedingt. Außerdem würde das den theoretischen Kon­
struktionen, die von der Wissenschaft erarbeitet werden, 
einen realistischeren Charakter verleihen, da sie die dominie­
rende soziale Position des Volkes widerspiegeln würden. Die 
Rechtswissenschaft kann nicht umhin, die öffentliche Mei­
nung zu erforschen, da sie die Frage zu beantworten hat: 
was denkt und was will das Volk? Und ohne die Feststellung 
der öffentlichen Meinung und ohne Kenntnis der gesell­
schaftlichen Erfordernisse und Interessen der verschiedenen 
sozialen Gemeinschaften kann darauf keine Antwort gege­
ben werden. Ebenso wichtig ist für die Rechtswissenschaft 
auch die Kenntnis der verborgenen und offenen Widersprüche 
in den gesellschaftlichen Beziehungen, die durch systematische

Erforschung der öffentlichen Meinung und Bekanntgabe ihrer 
Ergebnisse festgehalten werden können. Die öffentliche Mei­
nung ist eine spezifische Ausdrucksform der gesellschaftlichen 
Beziehungen, die ihrerseits aktiv auf sie einwirkt.

Bei der Berücksichtigung der öffentlichen Meinung wird 
der Analyse der Zuschriften und Vorschläge der Werktätigen 
große Bedeutung beigemessen. Sie helfen den Parteiorganisa­
tionen, „sich besser zu orientieren, die Arbeit der Partei-, 
Staats- und Wirtschaftsorgane sowie der gesellschaftlichen 
Organisationen objektiver einzuschätzen, Mängel und die 
Wege zu ihrer Beseitigung klarer zu erkennen und richtige 
politische Entscheidungen, die dem Leninschen Kurs der 
KPdSU entsprechen, zu erarbeiten. Das ist eine der zuver­
lässigsten und wertvollsten Quellen der Information über die 
Bedürfnisse und Hoffnungen der Werktätigen in Stadt und 
Land, über die Sachlage auf den verschiedenen Gebieten 
des sozialökonomischen, politischen und geistigen Lebens 
unserer Gesellschaft, ein Mittel zur Realisierung der verfas­
sungsmäßigen Rechte der Sowjetbürger“.21

*

Unter den Bedingungen des reifen Sozialismus vollzieht sich 
die Weiterentwicklung der sozialistischen Demokratie in allen 
Bereichen des staatlichen und gesellschaftlichen Lebens. Die 
Partei geht davon aus, daß „die potentiellen Möglichkeiten 
der sowjetischen Volksherrschaft bei weitem noch nicht aus­
geschöpft sind“.22 Gerade das macht es notwendig, die gesetz­
geberischen und ethischen Regulatoren des demokratischen 
Fortschritts des Sozialismus vollständiger zu nutzen, um die 
aktive Mitwirkung der Bürger, der Arbeitskollektive und der 
gesellschaftlichen Organisationen an den sozialökonomischen 
und sozialpolitischen Prozessen, an der weiteren progressiven 
Entwicklung der Sowjetgesellschaft zu sichern.

(Gekürzt aus: Sowjetskoje gossudarstwo i prawo 1982, H e f t  1 1 ,  
S .  3  f f . ;  übersetzt von Renate F r o m m e r t ,  Potsdam-Ba­
belsberg)
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